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2 1 9 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens zur Errichtung der Weltorganisation für
geistiges Eigentum

2 2 0 . Änderung des Internationalen Übereinkommens über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und
Kodierung der Waren
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2 2 1 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über
die Zusammenarbeit im Bereich der Aus- und Weiterbildung im Rahmen von
COMETT II (1990—1994) samt Anhängen
(NR: GP XVII RV 1195 AB 1212 S. 133. BR: AB 3832 S. 527.)

219. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
12. April 1990 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens zur Errichtung der

Weltorganisation für geistiges Eigentum

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der
Weltorganisation für geistiges Eigentum haben
folgende weitere Staaten ihre Ratifikations- bzw.
Beitrittsurkunden zum Übereinkommen zur Errich-
tung der Weltorganisation für geistiges Eigentum
(BGBl. Nr. 397/1973, in der Fassung BGBl.

Nr. 161/1986, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 585/1988) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitnttsurkunde:

Demokratischer Jemen 27. September 1989
Liberia 8. Dezember 1988
Madagaskar 22. September 1989
Thailand 25. September 1989

Vranitzky

220.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

2. Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen.

Änderung des Internationalen Übereinkommens über das Harmonisierte System zur Bezeichnung
und Kodierung der Waren.

Gemäß Art. 16 des Internationalen Übereinkommens über das Harmonisierte System zur
Bezeichnung und Kodierung der Waren wurde vom Rat für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete
des Zollwesens folgende Änderung des Übereinkommens, die vom Generalsekretär dieses Rates
gemäß Art. 19 des Übereinkommens mit Note vom 28. Juli 1989 notifiziert wurde, empfohlen:
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(Übersetzung) *)

EMPFEHLUNG DES RATES FÜR DIE ZUSAMMEN-
ARBEIT AUF DEM GEBIETE DES ZOLLWESENS IN
BRÜSSEL VOM 5. JULI 1989 ZUR ÄNDERUNG DES
INTERNATIONALEN ÜBEREINKOMMENS ÜBER
DAS HARMONISIERTE SYSTEM ZUR BEZEICH-

NUNG UND KODIERUNG DER WAREN

Der Rat für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des
Zollwesens

IM HINBLICK auf das am H.Juni 1983 abgeschlos-
sene Internationale Übereinkommen über das Harmoni-
sierte System zur Bezeichnung und Kodierung der
Waren **)

IM HINBLICK auf das Änderungsprotokoll vom
24. Juni 1986 **) zu dem genannten Übereinkommen,

IM HINBLICK auf die dem genannten Übereinkom-
men als Anlage angeschlossene Nomenklatur,

IN DER ERWÄGUNG, daß es notwendig ist, gewisse
Änderungen dieser Nomenklatur durchzuführen,

EMPFIEHLT den Vertragsparteien über Vorschlag des
Komitees für das Harmonisierte System in Übereinstim-
mung mit Artikel 16 des Übereinkommens folgende
Änderungen der Nomenklatur:

*) Die in den Anordnungen der authentischen Texte zur
Änderung des Übereinkommens enthaltenen Seitenangaben
beziehen sich auf die vom Rat für die Zusammenarbeit auf dem
Gebiete des Zollwesens herausgegebene Loseblattausgabe des
Harmonisierten Systems und können wegen eines unterschiedli-
chen Umbruchs Abweichungen von den in BGBl. Nr. 553/1987
kundgemachten Texten aufweisen.

Die deutsche Übersetzung enthält daher gegebenenfalls
Hinweise (F: Französische Version, E: Englische Version) auf die
korrespondierenden Zeilen der Kundmachung in den authenti-
schen Sprachen im Bundesgesetzblatt. Aus übersetzungstechni-
schen Gründen werden in der Übersetzung die von den
Änderungen betroffenen Nomenklaturbestandteile (Nummern,
Anmerkungen etc.) oder zusammenhängende Teile von diesen zur
Gänze wiedergegeben, auch wenn sich der authentische Text des
Änderungsbeschlusses nur auf den geänderten Teil oder die
geänderten Worte bezieht. Um in einem solchen Fall deutlicher zu
machen, welche Teile der Nomenklatur durch den vorliegenden
Beschluß tatsächlich geändert wurden, werden die von der
Änderung betroffenen Worte und Teile durch Fettdruck
hervorgehoben.

**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 553/1987
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Der Bundespräsident hat erklärt, gegen diese Änderung keinen Einspruch zu erheben; die Änderung
tritt gemäß Art. 16 Abs. 4 lit. b des Übereinkommens mit 1. Jänner 1992 in Kraft.

Vranitzky
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221.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhängen wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND
DER EUROPÄISCHEN
WIRTSCHAFTSGEMEIN-
SCHAFT ÜBER DIE ZU-
SAMMENARBEIT IM BE-
REICH DER AUS- UND
WEITERBILDUNG IM
RAHMEN VON CO-

METT II (1990—1994)

DIE REPUBLIK ÖSTER-
REICH,

im folgenden „Österreich" ge-
nannt,

und

DIE EUROPÄISCHE WIRT-
SCHAFTSGEMEINSCHAFT,

im folgenden „Gemeinschaft"
genannt,

beide im folgenden „Vertrags-
parteien" genannt,

in Erwägung nachstehender
Gründe:

Der Rat der Europäischen
Gemeinschaften, im folgenden
„Rat" genannt, hat mit Beschluß
vom 16. Dezember 1988 die
zweite Phase des Programms über
Zusammenarbeit zwischen Hoch-
schule und Wirtschaft im Bereich
der Aus- und Weiterbildung auf
dem Gebiet der Technologie, im
folgenden „COMETT II" ge-
nannt, verabschiedet.

Die Vertragsparteien haben ein
gemeinsames Interesse an einer
Zusammenarbeit in diesem Be-
reich als Teil der umfassenderen
Zusammenarbeit zwischen der
Gemeinschaft und den EFTA-
Ländern im Bereich der Aus- und
Weiterbildung.

Die Zusammenarbeit zwischen
der Gemeinschaft und Österreich
bei der Verfolgung der Ziele von
COMETT II stärkt die Wirkung
der COMETT-II-Maßnahmen
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und erweitert die berufliche Qua-
lifikation der menschlichen Res-
sourcen in der Gemeinschaft und
in Österreich.

Die Vertragsparteien erwarten
demzufolge einen beiderseitigen
Nutzen von der Beteiligung
Österreichs an COMETT II —

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

ARTIKEL 1

Zwischen der Gemeinschaft
und Österreich wird eine Zusam-
menarbeit im Bereich der Aus-
und Weiterbildung auf dem Ge-
biet der Technologie im Rahmen
der Durchführung von CO-
METT II vereinbart. Inhalt und
Ziele des COMETT-II-Pro-
gramms sind in Anhang I nieder-
gelegt.

ARTIKEL 2

Österreich beteiligt sich an
einer Reihe von Maßnahmen zur
Förderung der Zusammenarbeit
zwischen Hochschulen und Wirt-
schaftseinrichtungen Österreichs
auf der einen Seite und Hoch-
schulen und Wirtschaftseinrich-
tungen der Gemeinschaft auf der
anderen Seite im Bereich der
Erstausbildung und Weiterbil-
dung auf dem Gebiet der Techno-
logie, insbesondere der fortge-
schrittenen Technologie, im Rah-
men von COMETT II.

ARTIKEL 3

Im Rahmen dieses Abkommens
wird der Begriff „Hochschule" als
allgemeiner Begriff für alle Arten
der nach Abschluß der Sekundar-
stufe 2 weiterführenden allgemei-
nen und beruflichen Bildungsein-
richtungen verwendet, an denen
im Rahmen einer Erstausbildung
und/oder Weiterbildung, Qualifi-
kationen oder Diplome des ent-
sprechenden Niveaus erlangt wer-
den können, und zwar ungeachtet
der jeweiligen Bezeichnung in den
Vertragsparteien; der Begriff
„Wirtschaft" bzw. „Wirtschafts-
einrichtungen" umfaßt alle Arten
der Wirtschaftstätigkeit, er be-
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zieht sich sowohl auf große
Unternehmen als auch auf klei-
nere oder mittlere Unternehmen,
ungeachtet ihrer Rechtsform so-
wie der Art der Anwendung der
neuen Technologien. Unter die-
sen Begriff fallen auch die Selbst-
verwaltungsorganisationen der
Wirtschaft, insbesondere die In-
dustrie- und Handelskammern,
die Berufsverbände sowie die
Organisationen, die Arbeitgeber
oder Arbeitnehmer repräsentie-
ren.

ARTIKEL 4

In den einzelnen Programmtei-
len von COMETT II gelten für
die Mitwirkung von „Hochschu-
len" und „Wirtschaft" an Tätig-
keiten und Vorhaben von CO-
METT II folgende Bedingungen:

1. Programmteil A: Entwicklung
von Ausbil-
dungspart-
nerschaften
Hochschule/
Wirtschaft
(APHW)

Inhalt und Ziele dieses Pro-
grammteils sind in Anhang I
Punkt 4 Abschnitt A (A — Euro-
päisches Netz) niedergelegt.

Österreich und österreichische
Organisationen können die ver-
schiedenen vorgenannten Maß-
nahmen auf der gleichen Grund-
lage und unter den gleichen
Bedingungen wie Mitgliedstaaten
und Organisationen der Gemein-
schaft in Anspruch nehmen.

Für sektorale APHW gelten
jedoch folgende Bedingungen:

i) Als Projektträger können
österreichische Hochschu-
len und Wirtschaftseinrich-
tungen Zuschüsse nur für
die Errichtung einer sekto-
ralen APHW beantragen,
an der sich Organisationen
aus mindestens zwei Mit-
gliedstaaten der Gemein-
schaft beteiligen. Solche
Vorhaben können zusätz-
lich Partnerorganisationen



94. Stück — Ausgegeben am 27. April 1990 — Nr. 221 2171

aus anderen EFTA-Län-
dern, die ein Abkommen
über Zusammenarbeit im
Rahmen von COMETT II
geschlossen haben, einbe-
ziehen.

ii) Als Beteiligte an Vorhaben
können österreichische
Hochschulen und Wirt-
schaftseinrichtungen Mit-
glied einer von Hochschu-
len und/oder Wirtschafts-
einrichtungen eines Mit-
gliedstaates der Gemein-
schaft getragenen sektora-
len APHW sein, wenn das
betreffende Vorhaben —
auch ohne Mitwirkung des
EFTA-Partners — bereits
die Förderungswürdigkeits-
kriterien für solche Vorha-
ben erfüllt. Österreichische
Hochschulen und Wirt-
schaftseinrichtungen kön-
nen sich auch an Vorhaben
beteiligen, die von Hoch-
schulen und/oder Wirt-
schaftseinrichtungen ande-
rer EFTA-Länder mit einem
Abkommen über Zusam-
menarbeit im Rahmen von
COMETT II getragen wer-
den, wenn diese Vorhaben
die Auflage erfüllen, daß
sich an dem Vorhaben Or-
ganisationen aus mindestens
zwei Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft beteiligen
müssen.

2. Programmteil B: Grenzüber-
schreitender
Austausch

Inhalt und Ziele dieses Pro-
grammteils sind in Anhang I
Punkt 4 Abschnitt B (B — Grenz-
überschreitender Austausch) nie-
dergelegt.

Im Rahmen dieses Abkommens
kann COMETT nur Austausch-
maßnahmen zwischen Österreich
und einem Mitgliedstaat der Ge-
meinschaft und umgekehrt för-
dern.

Hochschulen und/oder Wirt-
schaftseinrichtungen Österreichs
können Zuschüsse nur für die
Entsendung und/oder Aufnahme
von Studenten und/oder Personal
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zu bzw. von Wirtschaftseinrich-
tungen und/oder zu bzw. von
Hochschulen in den Mitgliedstaa-
ten der Gemeinschaft beantragen.

Hochschulen und/oder Wirt-
schaftseinrichtungen eines Mit-
gliedstaates der Gemeinschaft
können Zuschüsse nur für die
Entsendung und/oder Aufnahme
von Studenten und/oder Personal
zu bzw. von Wirtschaftseinrich-
tungen und/oder zu bzw. von
Hochschulen in Österreich bean-
tragen.

Ein Austausch zwischen zwei
EFTA-Ländern wird im Rahmen
von COMETT II nicht gefördert.

3. Programmteil C: Gemeinsame
Vorhaben
zur Weiter-
bildung im
Bereich der
Technolo-
gien, insbe-
sondere der
fortgeschrit-
tenen Tech-
nologien, so-
wie zur mul-
timedialen
Fernausbil-
dung

Inhalt und Ziele dieses Pro-
grammteils sind in Anhang I
Punkt 4 Abschnitt C (C — Ge-
meinsame Vorhaben zur Weiter-
bildung im Bereich der Technolo-
gien, insbesondere der fortge-
schrittenen Technologien, sowie
zur multimedialen Fernausbil-
dung) niedergelegt.

Als Projektträger können öster-
reichische Hochschulen und
Wirtschaftseinrichtungen Zu-
schüsse nur für gemeinsame Vor-
haben beantragen, an denen sich
Organisationen aus mindestens
zwei Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft beteiligen. Solche Vorha-
ben können zusätzlich Partneror-
ganisationen aus anderen EFTA-
Ländern einbeziehen, die ein
Abkommen über Zusammenarbeit
im Rahmen von COMETT II
geschlossen haben.

Als Beteiligte an Vorhaben
können österreichische Hoch-
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schulen und Wirtschaftseinrich-
tungen Mitglied eines von Hoch-
schulen und/oder Wirtschaftsein-
richtungen eines Mitgliedstaates
der Gemeinschaft getragenen ge-
meinsamen Vorhabens sein, wenn
das betreffende Vorhaben — auch
ohne Mitwirkung des EFTA-
Partners — bereits die Förder-
würdigkeitskriterien für solche
Vorhaben erfüllt.

Österreichische Hochschulen
und Wirtschaftseinrichtungen
können sich auch an Vorhaben
beteiligen, die von Hochschulen
und/oder Wirtschaftseinrichtun-
gen anderer EFTA-Länder mit
einem Abkommen über Zusam-
menarbeit im Rahmen von CO-
METT II getragen werden, wenn
diese Vorhaben die Auflage erfül-
len, daß sich an dem Vorhaben
Organisationen aus mindestens
zwei Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft beteiligen müssen.

4. Programmteil D: Informa-
tionsmaß-
nahmen, er-
gänzende
Fördermaß-
nahmen und
flankierende
Maßnahmen

Inhalt und Ziele dieses Pro-
grammteils sind in Anhang I
Punkt 4 Abschnitt D (D —Infor-
mationsmaßnahmen, ergänzende
Fördermaßnahmen und flankie-
rende Maßnahmen) niedergelegt.

Österreich beteiligt sich an den
Informationsmaßnahmen . für
COME'IT II insbesondere durch
Mitwirkung bei der Errichtung
eines nationalen Informations-
zentrums für COMETT in seinem
Gebiet.

Österreich und österreichische
Organisationen können die ver-
schiedenen vorgenannten Maß-
nahmen auf der gleichen Grund-
lage und unter den gleichen
Bedingungen wie Mitgliedstaaten
und Organisationen der Gemein-
schaft in Anspruch nehmen.

ARTIKEL 5

Der finanzielle Beitrag Öster-
reichs, der sich aus seiner Teil-
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nahme an der Durchführung des
COMETT-II-Programms ergibt,
wird im Verhältnis zu dem Betrag
festgesetzt, der alljährlich für
Verpflichtungsermächtigungen in
den Gesamthaushaltsplan der Eu-
ropäischen Gemeinschaften ein-
gesetzt wird.

Der Proportionalitätsfaktor zur
Bestimmung des österreichischen
Beitrags ergibt sich aus dem
Verhältnis zwischen seinem Brut-
toinlandsprodukt zu Marktprei-
sen und der Summe der Bruttoin-
landsprodukte zu Marktpreisen
der Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft und Österreichs. Dieses
Verhältnis wird unter Zugrunde-
legung der aktuellsten statisti-
schen Daten der OECD berech-
net.

Die Finanzvorschriften betref-
fend die zur Durchführung des
COMETT-II-Programms in der
Gemeinschaft voraussichtlich er-
forderlichen Mittel — ausschließ-
lich aller Beiträge der EFTA-Län-
der — sind im Anhang II nieder-
gelegt.

Die für den finanziellen Beitrag
Österreichs zur Durchführung
des COMETT-II-Programms
geltenden Vorschriften sind in
Anhang III niedergelegt.

ARTIKEL 6

Vorbehaltlich der in Artikel 4
festgelegten besonderen Auflagen
betreffend die Beteiligung öster-
reichischer Hochschulen und
Wirtschaftseinrichtungen gelten
für die Vorlage und Beurteilung
von Vorschlägen/Vorhaben so-
wie für die Bewilligung und den
Abschluß der Verträge im Rah-
men des COMETT-II-Pro-
gramms die gleichen Bedingungen
wie für Hochschulen und Wirt-
schaftseinrichtungen der Gemein-
schaft. In den von der Kommis-
sion ausgearbeiteten Verträgen
werden die Rechte und Pflichten
der österreichischen Hochschulen
und Wirtschaftseinrichtungen
und insbesondere die Verfahren
zur Verbreitung, zum Schutz und
zur Auswertung der Ergebnisse
der Ausbildungsvorhaben aufge-
zeigt.
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ARTIKEL 7

(1) Es wird ein Gemeinsamer
Ausschuß eingesetzt.

(2) Der Ausschuß gibt zu
folgenden Punkten Stellungnah-
men ab:

a) soweit sie für die Beteiligung
österreichischer Hochschu-
len und Wirtschaftseinrich-
tungen relevant sind, zu den
allgemeinen Leitlinien für
das COMETT-II-Pro-
gramm; zu den allgemeinen
Leitlinien für finanzielle
Unterstützung im Rahmen
des COMETT-II-Pro-
gramms; zu Fragen der
allgemeinen Ausgewogen-
heit des COMETT-II-Pro-
gramms, einschließlich der
Aufschlüsselung auf die ver-
schiedenen Arten von Vor-
haben;

b) zu den verschiedenen in
Anhang I beschriebenen Ar-
ten von Vorhaben.

(3) Zu den in Absatz 2 Buchsta-
ben a und b genannten Punkten
befaßt der Vertreter der Gemein-
schaft den Ausschuß.

(4) Der Vertreter der Gemein-
schaft sorgt für die Koordinierung
zwischen der Durchführung die-
ses Abkommens und den Be-
schlüssen der Gemeinschaft zur
Durchführung von COMETT II.

(5) Der Ausschuß ist für alle
Fragen der Verwaltung des Ab-
kommens zuständig und sorgt für.
dessen ordnungsgemäße Durch-
führung. Zu diesem Zweck gibt
der Ausschuß Empfehlungen ab.

(6) Zur ordnungsgemäßen
Durchführung des Abkommens
tauschen die Vertragsparteien In-
formationen aus und konsultieren
sich auf Antrag einer Partei im
Ausschuß.

(7) Der Ausschuß gibt sich eine
Geschäftsordnung.
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(8) Dem Ausschuß gehören
Vertreter der Gemeinschaft und
Vertreter Österreichs an.

(9) Der Ausschuß trifft seine
Entscheidungen einvernehmlich.

(10) Der Ausschuß tritt auf
Antrag einer Vertragspartei nach
Maßgabe der in der Geschäfts-
ordnung festgelegten Bedingun-
gen zusammen.

ARTIKEL 8

Alle Entscheidungen zur Aus-
wahl der verschiedenen in An-
hang I beschriebenen Arten von
Vorhaben werden von der Kom-
mission der Europäischen Ge-
meinschaften getroffen.

ARTIKEL 9

Die Kommission gewährleistet,
daß die Sachverständigengruppe,
die die Kommission bei der
Durchführung des COMETT-II-
Programms berät, so zusammen-
gesetzt ist, daß sie die Kommis-
sion in allen Fragen der Beteili-
gung von österreichischen Hoch-
schulen und Wirtschaftseinrich-
tungen beraten kann.

ARTIKEL 10

Die Vertragsparteien bemühen
sich, die Freizügigkeit und den
Aufenthalt von Studenten und
Personalangehörigen, die an den
unter dieses Abkommen fallenden
Tätigkeiten in Österreich und in
der Gemeinschaft teilnehmen, zu
erleichtern.

ARTIKEL 11

Um die Kommission bei der
Abfassung des Jahresberichtes
über die Durchführung des CO-
METT-II-Programms sowie des
Zwischenberichts und des ab-
schließenden Evaluierungsbe-
richts zu unterstützen, reicht
Österreich bei der Kommission
einen Beitrag ein, in dem die von
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Österreich getroffenen Maßnah-
men beschrieben sind. Ein Exem-
plar der Jahresberichte sowie der
Zwischenberichte und abschlie-
ßenden Evaluierungsberichte der
Kommission wird Österreich
übermittelt.

ARTIKEL 12

Bei allen Anträgen, Verträgen
und Berichten sowie bei allen
sonstigen Verwaltungsregelungen
für das COMETT-II-Programm
sind als Sprachen nur die Amts-
sprachen der Gemeinschaft zuläs-
sig-

ARTIKEL 13

Dieses Abkommen gilt für die
Gebiete, in denen der Vertrag zur
Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft ange-
wendet wird, und nach Maßgabe
jenes Vertrags einerseits sowie für
das Gebiet Österreichs anderer-
seits.

ARTIKEL 14

(1) Dieses Abkommen wird für
die Dauer des COMETT-II-Pro-
gramms geschlossen.

(2) Wird das COMETT-II-
Programm von der Gemeinschaft
überarbeitet, so kann das Abkom-
men neu ausgehandelt oder been-
det werden. Österreich wird über
den genauen Inhalt des überarbei-
teten Programms binnen einer
Woche nach dessen Annahme
durch die Gemeinschaft unter-
richtet. Ist eine Neuaushandlung
oder Beendigung des Abkommens
geplant, so teilen sich dies die
Vertragsparteien innerhalb von
drei Monaten nach Annahme des
Beschlusses der Gemeinschaft mit.
Im Falle der Beendigung sind die
praktischen Einzelheiten zur Re-
gelung ausstehender Verpflich-
tungen Gegenstand von Verhand-
lungen zwischen den Vertrags-
parteien.

(3) Jede Vertragspartei kann
jederzeit eine Überarbeitung des
Abkommens verlangen. Zu die-
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sem Zweck unterbreitet sie der
anderen Vertragspartei einen be-
gründeten Antrag. Die Vertrags-
parteien können den Gemeinsa-
men Ausschuß beauftragen, den
Antrag zu prüfen und ihnen
gegebenenfalls Empfehlungen,
insbesondere im Hinblick auf die
Einleitung von Verhandlungen,
auszusprechen.

ARTIKEL 15

Dieses Abkommen wird von
den Vertragsparteien nach deren
eigenen Verfahren genehmigt. Es
tritt am 1. Januar 1990 in Kraft,
sofern die Vertragsparteien einan-
der bis zu diesem Zeitpunkt
mitgeteilt haben, daß die hierzu
erforderlichen Verfahren abge-
schlossen sind.

Nach diesem Zeitpunkt tritt
dieses Abkommen am ersten Tag
des auf diese Mitteilung folgen-
den Monats in Kraft. Ergeht diese
Mitteilung jedoch nicht vor dem
31. März eines Jahres, so treten
die Bestimmungen dieses Abkom-
mens nicht vor dem 1. Januar des
darauffolgenden Jahres in Kraft.

ARTIKEL 16

Dieses Abkommen wird in zwei
Urschriften in deutscher, däni-
scher, englischer, französischer,
griechischer, italienischer, nieder-
ländischer, portugiesischer und
spanischer Sprache abgefaßt, wo-
bei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

Geschehen zu Brüssel am neun-
zehnten Dezember neunzehnhun-
dertneunundachtzig.

Für die Regierung der Republik
Österreich:

Mock

Für den Rat der Europäischen
Gemeinschaften:

Oumas Andriessen
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Anhang I

1. Das COMETT-II-Pro-
gramm umfaßt eine Reihe von
grenzübergreifenden Maßnah-
men zur Verstärkung und Förde-
rung der Zusammenarbeit zwi-
schen Hochschulen und Wirt-
schaft bei der Erstausbildung und
Weiterbildung auf dem Gebiet der
Technologie, insbesondere der
fortgeschrittenen Technologie,
mit der dem technologischen
Wandel und den gesellschaftli-
chen Veränderungen im Hinblick
auf die Vollendung des Binnen-
marktes und auf den wirtschaftli-
chen und sozialen Zusammenhalt
Rechnung getragen werden soll.

Diese Maßnahmen richten sich
an die in der Ausbildung stehen-
den Personen, einschließlich der-
jenigen, die ihre Erstausbildung
abgeschlossen haben, sowie an die
bereits Berufstätigen, einschließ-
lich der Sozialpartner und der
betroffenen Ausbilder.

2. Im Rahmen des COMETT-
II-Programms werden die Vorha-
ben, für die Gemeinschaftszu-
schüsse gewährt werden, insbe-
sondere anhand des Kriteriums
ihres Beitrags für Anreize zur
Erreichung der in Artikel 3 ge-
setzten Ziele ausgewählt.

Bei der Auswahl der Vorhaben
innerhalb der einzelnen Pro-
grammteile wird dem Stand des
Rahmenprogramms für technolo-
gische F & E im Hinblick auf eine
Förderung der sich aus der
gemeinschaftlichen Forschung er-
gebenden Ausbildungsaktionen
Rechnung getragen; Doppelarbeit
ist zu vermeiden. Zudem werden
der Bedarf der Unternehmen und
ihres hochqualifizierten Personals
an Fachkenntnissen, insbesondere
bei den kleinen und mittleren
Unternehmen, sowie die Gebiete,
in denen die Zusammenarbeit
zwischen Hochschulen und Wirt-
schaft noch wenig entwickelt ist,
berücksichtigt.

Mit Vorrang behandelt wird
die auf die Erlangung neuer
Fachkenntnisse ausgerichtete
Aus- und Weiterbildung, und
zwar sowohl in Spitzenbereichen
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als auch in den herkömmlichen
Anwendungsbereichen dieser
Technologien sowie im Bereich
von Technologietransfer und -an-
wendung.

3. Die Vorhaben, für die
Gemeinschaftszuschüsse gewährt
werden, werden unter den Vorha-
ben ausgewählt, die

i) auf die Entwicklung eines
Konzepts — hinsichtlich
des Inhalts, der Mechanis-
men oder der Wechselwir-
kungen — abzielen, das
nicht nur für die betreffen-
den Hochschulen und Un-
ternehmen, sondern auch
für die Mitgliedstaaten und
die Gemeinschaft als solche
neu ist;

ii) so konzipiert sind, daß die
erzielten Ergebnisse nicht
nur in den jeweiligen Mit-
gliedstaaten, sondern in der
gesamten Gemeinschaft
tatsächlich in größerem
Maße zur Verbreitung ge-
langen können;

iii) eigens so konzipiert sind,
daß ähnliche Entwicklun-
gen in anderen Teilen der
Gemeinschaft angeregt und
ihre Entwicklung in den
betreffenden Hochschulen
und Unternehmen stärker
gefördert werden.

4. Im Rahmen des COMETT-
II-Programms werden folgende
Maßnahmen durchgeführt:

A. Europäisches Netz

a) Entwicklung und Ausbau
der Ausbildungspartner-
schaften Hochschule-Wirt-
schaft (APHW) sowie die
regionale und sektorale
Ausdehnung des europäi-
schen Netzes, um die grenz-
übergreifende Zusammen-
arbeit stärker zu fördern,
und zwar insbesondere mit
folgendem Ziel:

i) Beitrag zur Ermittlung
des Ausbildungsbedarfs
für Technologien und
zu einschlägigen Lösun-
gen in Verbindung mit
den zuständigen Stellen;
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ii) Förderung und Erleich-
terung der Entwicklung
und Auswertung von
Vorhaben in anderen
Teilen des COMETT-
II-Programms;

iii) Verstärkung der Zu-
sammenarbeit und des
Tranfers auf interregio-
naler Ebene zwischen
den Mitgliedstaaten
beim Ausbau der Ausbil-
dung und Weiterbil-
dung auf dem Gebiet
der Technologie, der
Anwendung und des
Transfers von Techno-
logie;

iv) Förderung von Maß-
nahmen mit Wechsel-
wirkungen durch Schaf-
fung sektoraler grenz-
übergreifender Netze
mit Vorhaben verschie-
dener Programmteile in
ein und demselben Aus-
bildungsbereich.

b) Die Gemeinschaft gewährt
finanzielle Unterstützung
sowohl für Aktivitäten mit
einer europäischen Dimen-
sion als auch für das Funk-
tionieren der Ausbildungs-
partnerschaften. Dieser
Pauschalbetrag darf 50%
der förderungswürdigen
Ausgaben nicht überschrei-
ten. Diese Unterstützung
wird in progressiver Weise
vermindert werden, mit
einem Höchstbetrag pro
Ausbildungspartnerschaft
von jeweils 70 000 ECU,
60 000 ECU bzw.
50000 ECU in den ersten
drei Jahren. In bestimmten
außergewöhnlichen und
ausreichend gerechtfertig-
ten Fällen kann der Zuschuß
der Gemeinschaft länger als
3 Jahre gewährt werden.

Die zusätzlichen Ausgaben
der Hochschulen infolge der
Vorbereitung und Durch-
führung gemeinsamer Aus-
bildungsvorhaben können
jedoch gegebenenfalls bis zu
100% von der Gemeinschaft
finanziert werden.
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c) Die Mittel für die Tätigkei-
ten, die im Rahmen des
gesamten Programmteils A
aufzunehmen sind, dürfen
vorbehaltlich etwaiger Än-
derungen, die sich für diesen
Programmteil und die fol-
genden Programmteile aus
der schrittweisen Durchfüh-
rung des Programms erge-
ben, 12% der für das CO-
METT-II-Programm zuge-
teilten jährlichen Gesamt-
mittel nicht überschreiten.

B. Grenzüberschreitender Aus-
tausch

a) Spezifische Maßnahmen zur
Förderung des grenzüber-
schreitenden Austauschs
zum Nutzen aller Mitglied-
staaten durch die Gewäh-
rung von Stipendien:

i) für Studenten, die eine
Ausbildungszeit von 3
bis 12 Monaten in einem
Unternehmen in einem
anderen Mitgliedstaat
absolvieren. Eines der
wichtigen Kriterien bei
der Auswahl von Vor-
haben ist die Verpflich-
tung der entsendenden
Hochschule (im Sinne
von Artikel 2), daß diese
Ausbildungszeit im Un-
ternehmen als ein Be-
standteil der Ausbildung
des Studenten aner-
kannt werden kann, wo-
bei den Besonderheiten
der einzelstaatlichen
Bildungssysteme und ih-
ren diesbezüglichen
Möglichkeiten Rech-
nung zu tragen ist;

ii) für Personen, die ihre
Erstausbildung abge-
schlossen haben und
entweder an einer
Hochschule noch einge-
schrieben sind oder sich
nach dem Diplomexa-
men in der Übergangs-
zeit vor der ersten An-
stellung befinden und in
einem Unternehmen in
einem anderen Mit-
gliedstaat eine Ausbil-
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dungszeit von 6 Mona-
ten bis 2 Jahren im Zu-
sammenhang mit der
Durchführung eines in-
dustriellen Entwick-
lungsprojekts innerhalb
des Betriebs absolvieren;

iii) für Wissenschaftler an
Universitäten und Fach-
kräfte in Unternehmen,
die in Betriebe oder an
Hochschulen in einem
anderen Mitgliedstaat
abgestellt werden, um
diesem Betrieb oder die-
ser Hochschule ihre
Sachkenntnis zur Ver-
fügung zu stellen und
die Ausbildung und die
praktische Arbeit zu un-
terstützen.

b) Der Finanzbeitrag der Ge-
meinschaft wird auf die
direkten und indirekten
Reise- und Ausbildungsko-
sten für die Zuschußemp-
fänger, die Kosten für die
Durchführung der Maßnah-
men und ihre Folgekosten
sowie gegebenenfalls die
Kosten der sprachlichen
Vervollkommnung der
Empfänger begrenzt. Dieser
Beitrag beträgt höchstens
6 000 ECU je Empfänger
für einen Zeitraum von
12 Monaten bei Ziffer i),
25 000 ECU für 24 Monate
bei Ziffer ii) und
15000 ECU für 3 Monate
bei Ziffer iii).

c) Die Mittel für die Tätigkei-
ten, die im Rahmen des
Programmteils B zu binden
sind, dürfen 40% der für das
COMETT-II-Programm
zugeteilten Gesamtmittel
nicht überschreiten.

C. Gemeinsame Vorhaben zur
Weiterbildung im Bereich der
Technologien, insbesondere der
fortgeschrittenen Technologien,
sowie zur multimedialen Fernaus-

bildung

a) Förderung kurzer Intensiv-
kurse im Bereich der Tech-
nologien, insbesondere der
fortgeschrittenen Technolo-
gien, mit europäischer Di-
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mension, die durch und in
Hochschulen und Wirt-
schaft für eine schnelle Ver-
breitung von Forschungs-
und Entwicklungsergebnis-
sen auf dem Gebiet der
neuen Technologien und
ihrer Anwendungen sorgen
sowie insbesondere zugun-
sten von kleinen und mittle-
ren Unternehmen den
Transfer von technologi-
schen Innovationen in bisher
noch nicht erschlossene Be-
reiche fördern sollen.

b) Förderung der europawei-
ten Konzipierung, Ausarbei-
tung und Erprobung ge-
meinsamer Ausbildungsvor-
haben im Bereich der Tech-
nologien, insbesondere der
fortgeschrittenen Technolo-
gien, die jeweils von Wirt-
schaft und Hochschulen un-
terschiedlicher Mitglied-
staaten der Gemeinschaft
auf dem Gebiet der neuen
Technologien und ihrer An-
wendungen initiiert werden.

c) Unterstützung für Vorha-
ben auf Grund multilatera-
ler Vereinbarungen über die
Ausbildung im Bereich der
Technologien, insbesondere
der fortgeschrittenen Tech-
nologien, die gemeinsam
von verschiedenen Einrich-
tungen der Wirtschaft in
Verbindung mit den betref-
fenden Hochschulen initi-
iert werden und auf die
Einführung von Fernausbil-
dungssystemen ausgerichtet
sind, die die neuen Ausbil-
dungstechnologien nutzen
und/oder zu transferierba-
ren Ausbildungsprodukten
führen.

d) Unterstützung der in den
vorstehenden Absätzen ge-
nannten Maßnahmen, die
von Unternehmerverbänden
und Arbeitnehmerorganisa-
tionen gefördert werden.

e) Bei der Auswahl der Vorha-
ben, die unter die unter den
Buchstaben a bis d genann-
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ten Maßnahmen fallen, wird
die Gemeinschaft Vorhaben
der nachstehenden Bereiche
bzw. Art besondere Auf-
merksamkeit widmen:
i) Technologien und de-

ren Anwendungen, die
voraussichtlich die indu-
strielle . Entwicklung in
der Gemeinschaft er-
heblich beeinflussen;

ii) Förderung der Teil-
nahme von kleinen und
mittleren Unternehmen
und auf deren Bedürf-
nisse abgestellte Maß-
nahmen;

iii) Ausbildung der mit der
Innovationsentwicklung
in den Unternehmen be-
trauten Personen, ein-
schließlich der Ausbil-
der;

iv) Beteiligung von Hoch-
schulen und Wirt-
schaftspartnern in den
weniger entwickelten
Gebieten der Gemein-
schaft an der Durchfüh-
rung von Projekten;

v) aktive Beteiligung der
Unternehmen an einge-
reichten Vorhaben und
finanzielle Unterstüt-
zung seitens der Unter-
nehmen;

vi) Vorschläge für wirk-
same Mittel zur Anwen-
dung und Verbreitung
der Projektergebnisse in
der Gemeinschaft.

f) Der Finanzbeitrag der Ge-
meinschaft beträgt 50% der
Gesamtausgaben für die un-
ter den Buchstaben a bis d
beschriebenen Initiativen. In
der Regel darf dieser Beitrag
bei den unter Buchstabe a
genannten Maßnahmen
30000 ECU je Vorhaben
und im Rahmen der unter
den Buchstaben b und c
genannten Maßnahmen
500000 ECU je Vorhaben
und für dessen Gesamtdauer
nicht überschreiten.
Die zusätzlichen Ausgaben,
die den Hochschulen bei der
Vorbereitung und Durch-
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führung gemeinsamer Vor-
haben zur Weiterbildung im
Bereich der fortgeschritte-
nen Technologien sowie zur
multimedialen Fernausbil-
dung entstehen, können je-
doch gegebenenfalls zu bis
zu 100% von der Gemein-
schaft finanziert werden.

g) Die Ausgaben für die Tätig-
keiten, die im Rahmen des
Teils C insgesamt zu unter-
nehmen sind, dürfen 40%
der für das COMETT-II-
Programm bereitgestellten
Gesamtmittel nicht über-
schreiten.

D. Ergänzende Fördermaßnah-
men und flankierende Maßnah-

men

a) Diese Maßnahmen bezwek-
ken:
i) die Unterstützung von

Vorbereitungsmaßnah-
men, vor allem in den
weniger entwickelten
Gebieten, insbesondere
in Form von Besuchen
oder Zusammenkünf-
ten, deren potentielles
Ziel die Ausarbeitung
von grenzübergreifen-
den Vorhaben oder die
Ausdehnung bestehen-
der Vorhaben auf wei-
tere Partner ist;

ii) einen strukturierten In-
formations- und Erfah-
rungsaustausch insbe-
sondere durch die finan-
zielle Unterstützung der
COMETT-Informati-
onszentren in jedem
Mitgliedstaat mit dem
Ziel, den innergemein-
schaftlichen Austausch
sowie die Maßnahmen
zur Verbreitung und
Ankurbelung des Pro-
gramms zu fördern;
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iia) die Einrichtung einer
Datenbank über die
COMETT-Vorhaben
und ähnliche Initiativen
in den Mitgliedstaaten;

üb) Schaffung der Möglich-
keit einer elektronischen
Übermittlung zwischen
den Vorhaben und den
Partnern des Pro-
gramms;

iic) Veranstaltungspro-
gramm (Vorträge, Kol-
loquien, Ausstellungen
usw.) im Zusammen-
hang mit COMETT II;

iii) Analyse und Beobach-
tung des Kompetenzbe-
darfs der Industrie auf
Gemeinschaftsebene
und der entsprechenden
Ausbildung angesichts
der neuen Technologien
und ihrer Anwendungen
— insbesondere durch
die Nutzung von ander-
weitig durchgeführten
Arbeiten im Rahmen
von COMETT II;

iv) besseres . gegenseitiges
Verständnis für die Hin-
dernisse, die den Ausbau
der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit
zwischen Hochschulen
und der Wirtschaft auf
dem Gebiet der Ausbil-
dung erschweren, damit
diese Zusammenarbeit
verstärkt werden kann;

v) ständige Bewertung von
COMETT II während
seiner Durchführung
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sowie technische und
logistische Unterstüt-
zung zur Durchführung
des Programms.

b) Der finanzielle Beitrag der
Gemeinschaft kann bei die-
sen flankierenden Maßnah-
men bis zu 100% der tat-
sächlichen Ausgaben für
diese Initiativen betragen.

c) Die Ausgaben für die Tätig-
keiten, die im Rahmen des
Teils D insgesamt zu unter-
nehmen sind, dürfen 8% der
für das COMETT-II-Pro-
gramm bereitgestellten Ge-
samtmittel nicht überschrei-
ten.

Anhang II

FINANZANHANG
Artikel 1

Die zur Durchführung des
COMETT-II-Programms in der
Gemeinschaft für erforderlich ge-
haltenen und im COMETT-Be-
schluß vom 16. Dezember 1988
festgelegten Mittel — ausschließ-
lich aller Beiträge der EFTA-Län-
der — belaufen sich für die Zeit
vom 1. Januar 1990 bis 31. De-
zember 1994 auf 200 Mio. ECU.

Artikel 2

Die für das COMETT-II-Pro-
gramm bewilligten Mittel stehen
im Einklang mit den finanziellen
Perspektiven der Gemeinschaft
und deren weiteren Entwicklung.
Über die jährlichen Mittelbewilli-
gungen wird während des Haus-
haltsverfahrens der Gemeinschaft
entschieden.

Artikel 3

Vor Beginn jedes Jahres unter-
richtet die Kommission Öster-
reich über die für dieses Jahr
bewilligten Mittel für das CO-
METT-II-Programm. Die Kom-
mission unterrichtet Österreich
von etwaigen im Laufe des Jahres
vorgenommenen Änderungen
dieses Betrags.
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Anhang III

VORSCHRIFTEN FÜR DIE FI-
NANZIELLE DURCHFÜH-

RUNG

Artikel 1

Die Verwaltung der Mittel
erfolgt nach der geltenden Haus-
haltsordnung für den Gesamt-
haushaltsplan der Europäischen
Gemeinschaften.

Artikel 2

Zu Beginn jedes Jahres oder
jeweils dann, wenn sich durch
eine Überarbeitung des CO-
METT-II-Programms die für die
Durchführung voraussichtlich er-
forderlichen Mittel erhöhen, ruft
die Kommission bei Österreich
die Mittel entsprechend dessen
Beitrag zu den Kosten des Ab-
kommens ab.

Dieser Beitrag wird in ECU
ausgedrückt und auf ein ECU-
Bankkonto der Kommission über-
wiesen.

Österreich überweist seinen
Beitrag zu den jährlichen Kosten
im Rahmen des Abkommens
entsprechend dem Abruf und
spätestens drei Monate, nachdem
der Abruf ergangen ist. Bei
verspäteter Überweisung hat
Österreich vom Fälligkeitstag an
Zinsen auf den ausstehenden
Betrag zu zahlen. Der Zinssatz
entspricht dem Zinssatz, den der
Europäische Fonds für währungs-
politische Zusammenarbeit (FE-
COM/EFMC) für den Monat des
Fälligkeitsdatums bei seinen
Transaktionen in ECU 1) anwen-
det, zuzüglich 1,5 Punkte.

1) Dieser Zinssatz wird monatlich
im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften, Serie C, veröffentlicht.

Die Mitteilungen gemäß Art. 15 des Abkommens wurden am 29. März 1990 abgegeben; das
Abkommen ist gemäß seinem Art. 15 mit 1. April 1990 in Kraft getreten.

Vranitzky
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